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Die «Gradmesserwahlen» in die-
sem Frühjahr haben gezeigt, dass
die Bürgerinnen und Bürger mehr
bürgerliche Politik wollen. Die Aus-
gangslage im Kanton Bern ist nach
unserem Erfolg bei den Grossrats-
wahlen gut, dass wir auch bei den
eidg. Wahlen zulegen können. Die
Wahlziele können wir aber nur er-
reichen, wenn wir alles geben und
alle unsere potenziellen Wählerin-
nen und Wähler an die Urne brin-
gen. 

Drei Wahlkampfthemen stehen im
Fokus:

1. Kein schleichender EU-Beitritt
Deshalb wurde die Selbstbestim-
mungsinitiative lanciert, damit das
Volk entscheiden kann, ob das
Schweizer Recht wieder vor frem-
dem Recht steht. 

2. Konsequente Ausländer- und
Asylpolitik 
Wer tatsächlich an Leib und Leben
bedroht ist, soll in der Schweiz
Schutz finden können. Unsere
 lasche Praxis und die hohen Leis-
tungen ziehen aber statt echten
Asylsuchenden viel zu viele Asyl-
missbraucher an, die als Auswan-
derer nach Europa kommen
 wollen. Mit der Zuwanderung
kommen auch viele, die sich krimi-
nell an unserem Wohlstand berei-
chern anstatt arbeiten wollen. Die
SVP hat dies in einem Inserat auf-
gegriffen, aber die Wahrheit ist of-
fenbar nicht erwünscht. Stattdes-
sen wurden SVP-Kader wegen
dem Inserat verurteilt. Man darf in
diesem Land also nicht mehr sa-
gen, was Sache ist. 
Die Schweiz hat Zuwanderer im-
mer grosszügig, aber kontrolliert
aufgenommen. Wir Berner stehen
auch zu den Bilateralen. Ein bila-
teraler Vertrag von Partnern auf
Augenhöhe sollte aber neuverhan-
delt werden können, wenn es für
einen Partner nicht mehr stimmt. 

3. Tiefe Steuern für alle 
Unser Land soll den Status «guter
Wirtschaftsstandort» nicht verlie-

Werner Salzmann,
Parteipräsident, Mülchi

ren. Gerade in Bern besteht Nach-
holbedarf. Wir sind bemüht, dass
die Staatsausgaben reduziert und
somit die Steuern gesenkt werden
können, damit Bern im kantonalen
Wettbewerb wieder konkurrenz -
fähig ist. Wir müssen auch verhin-
dern, dass Betriebe mit neuen
Steuern, Gebühren und Abgaben
belastet werden. Die Aufhebung
der Eurountergrenze hat und wird
auch im Kanton Bern Spuren
 hinterlassen. Exportorientierte Be-
triebe, die Landwirtschaft und der
Tourismus leiden unter der Fran-
kenstärke erheblich. Die Hotelbe-
triebe können z.B. ihre Leistungs-
qualität nicht einfach reduzieren
und unbeschränkt Personalkosten
senken. Die Milchproduzenten im
Emmentalersektor erzielen keine
kostendeckende Milchpreise
mehr und stehen vor eingreifenden
Entscheiden. Aus diesem Grund
müssen die Steuern und Abgaben
tief gehalten werden, dass diese
Betriebe entlastet werden und der
Standort Schweiz konkurrenzfähig
bleibt. 

Um dies alles zu erreichen, braucht
es mehr SVP und somit einen star-
ken Wahlkampf. Helmut Kohl hat
dazu gesagt: «Wahlkampf ist ein
Marathonlauf. Es kommt nicht da-
rauf an, wer auf den ersten Metern
vorn liegt, sondern wer am Schluss
gewinnt.»

Werner Salzmann
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Die Delegierten lehnen
die verheerende Erb-
schaftssteuerinitiative
einstimmig ab.

Nein zur Erbschafts-
steuer-Initiative 2+3 Voller Risiken 

für Familien, 
KMU und 
Kantone.

Neue Bundessteuer auf Erbschaften

www.erbschaftssteuer-nein.ch
NEIN
Erbschaftssteuer 

Die Änderung der Ver-
fassungsbestimmung
zur Fortpflanzungsme-
dizin wird unterstützt.

Knappes Ja zu PID 4

Die Initiative wird ein-
stimmig abgelehnt zu-
gunsten des indirekten
Gegenvorschlags.

Nein zur Stipendien -
initiative 5

Die Ausdehnung der
Billag-Mediensteuer
auf alle wird einstim-
mig abgelehnt.

Nein zur Änderung des
RTVG 6

NEIN
www.mediensteuer-nein.ch 

Änderung des Bundesgesetzes 
über Radio und Fernsehen
Neue Billag-Mediensteuer

Achtung: Neue
Steuerfalle!

SVP Kanton Bern      •      UDC Canton de Berne      •     Mai    •      Nr. 2–2015

Mit guter Ausgangslage in 
den Wahlkampf-Marathon

Staatsfernsehen oder
Swissness?
In meiner Jugend sass man noch
gemeinsam als Familie vor dem
Fernseher, auch wenn damals
«nur» drei «Staatssender» empfan-
gen werden konnten. Zappen und
Mediashopping gab’s noch nicht,
dafür nachts ein Testbild.
Heute können dank Internet über -
all auf der Welt jederzeit zahllose
Kanäle empfangen werden und
 jeder schaut jederzeit, was er will.
Samstagabendfamilienshows sind
«out». Sitzt man heute gemeinsam
im Wohnzimmer, schaut man nicht
mehr fern, sondern jeder auf sein
Smartphone.
Die SRG spürt die Entwicklung und
reagiert leider typisch links: Sie will
mehr Geld. Wenn aber der SRG-
Direktor eine halbe Million verdient
und die Gebühren ständig steigen,
obwohl immer mehr Werbung zu
sehen ist, stimmt etwas nicht mehr.
«Frische und freche» Moderatoren
einzusetzen und dafür beliebte
Schweizer Formate zu streichen,
ist der falsche Weg. Das Schweizer
Fernsehen sollte sich darauf besin-
nen, was es sein soll: bewährte
Swissness anstatt eine Kopie aus-
ländischer Privatsender.  
Aliki Panayides, Geschäftsführerin
und Gemeinderätin

Unterschriftenbogen 

beachten!
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Was will die Initiative?
Die Initiative fordert, dass Erb-
schaften über zwei Millionen
Franken sowie Schenkungen
von mehr als 20’000 Franken
pro Jahr und beschenkter Per-
son auf Bundesebene mit ei-
nem einheitlichen Satz von 20
Prozent besteuert werden sol-
len. Ehepartner und Hilfswerke
sind, im Gegensatz zu direkten
Nachkommen, von der Steuer
ausgenommen.
Schenkungen sind rückwirkend
ab dem 1. Januar 2012 dem
Nachlass anzurechnen. Die Ein-
nahmen sollen zu zwei Drittel für
die AHV verwendet werden, ein
Drittel soll den Kantonen ver-
bleiben.

Nein zur Volksinitiative «Millionen-Erbsch
(Erbschaftssteuerreform)»

Viele Gründe für ein Nein
Volksinitiativen mit rückwirken-
der Wirkung sind Willkür und
müssen daher klar abgelehnt
werden. Auch der Bundesrat
befand, dass die Rückwirkung
unverhältnismässig sei. 

Die Initiative ist aber nicht nur
wegen der Rückwirkung abzu-
lehnen. Mit der Erbschaftssteu-
erinitiative wird die Eigentums-
garantie krass verletzt. Die
Initianten sind der Meinung,
dass bei Erbschaften und
Schenkungen etwas zu holen
sei, das die AHV und die Kan-
tone gut gebrauchen könnten.
Dass diese Gelder aber drin-
gend für die Weiterführung der
Unternehmungen in die nächs-
te Generation gebraucht wer-
den, blenden sie vollkommen
aus. 

Arbeitsplätze erhalten und
neue schaffen soll unsere De-
vise sein und nicht, dass Fa-
milienunternehmungen, die
alles gegeben haben und
 Erfolg hatten, am Schluss be-
straft werden. 
Grosse Unsicherheit würde die
Umsetzung der Initiative bei
den KMU und je nach Grösse
und Situation bei den Landwirt-
schaftsbetrieben hervorrufen.
Diese wären nur dann nicht be-
troffen von den Steuern, wenn
die Betriebe mindestens zehn
Jahre weitergeführt würden. Die
Frage ist, was passiert, wenn

Abstimmungsparole
zum 14. Juni 2015
Erbschaftssteuerreform
NEIN (einstimmig ohne
Enthaltungen)

Erich von Siebenthal, 
Nationalrat, Gstaad

Familienfeindlich. 
KMU-feindlich. 

www.erbschaftssteuer-nein.ch
NEIN

 Neue Bundessteuer auf Erbschaften

Erbschaftssteuer 

Die Initiative ist zudem ein wei-
terer gefährlicher Schritt in
Richtung Steuerharmonisie-
rung, da den Kantonen vorge-
schrieben würde, was sie im
Bereich der Steuern zu tun hät-
ten. Die Steuerkompetenz der
Kantone würde somit gewaltig
beschnitten. Die Stimmberech-
tigten der Kantone sollen aber
selber über die Gesamtbelas-
tung von Einkommen, Vermö-
gen und Erbschaften oder
Schenkungen entscheiden kön -
nen. Nur so erhalten wir den
Steuerwettbewerb, der zu mög-
lichst tiefen Steuern führt.

Die Initiative hat noch weitere
Mängel, zum Beispiel: Bei einer
Erbschaft von 2 Millionen Fran-
ken und einem einzigen Erben
bezahlt dieser keine Steuer. Bei
einer Erbschaft von 2.1 Millio-
nen Franken und vier Erben – je-
der Erbe erhält  brutto 525 000
Franken – müssen diese hinge-
gen Steuern bezahlen. Das
heisst, in einem Fall wäre eine
Erbschaft von 2 Millionen Fran-
ken steuerfrei, im anderen Fall
würden 525 000 Franken Erb-
schaft steuerlich belastet. Dies
entbehrt jeder Logik. 

der Betrieb nach dem siebenten
Jahr aufgegeben wird, oder ob
es doch sinnvoll wäre, wegen
der Steuer den Betrieb weiter zu
führen. Die allfälligen Erleichte-
rungen in diesem Bereich wären
laut dem Initiativtext noch zu
definieren, dies ist also eine
weitere Unklarheit. Viele KMU-
Besitzer müssten sich bei ei-
nem Ja zur Initiative die Frage
stellen, ob sie ihre Firma wie ge-
plant an die Nachkommen
übergeben können. Denn falls
die Erben das Geld für die Steu-
er nicht haben, müssen sie das
Familienunternehmen verkau-
fen. 

Gemäss einer Umfrage bei über
1000 KMUs könnten rund 80
Prozent aller Befragten eine
Erbschaftssteuer von 20 Pro-
zent aus eigenen Mitteln nicht
bezahlen. Die Auswirkungen
der schädlichen Initiative auf
die schweizerische Volkswirt-
schaft wären riesig, weil 80 Pro-
zent der 300’000 Schweizer
 Unternehmen in Familienbesitz
sind. Mit der Initiative wird somit
das Rückgrat unserer Volks-
wirtschaft angegriffen. Es sind
also bei Weitem nicht, wie die
Initianten behaupten, nur die
Reichsten betroffen. 

Die Initiative würde einen gros-
sen Standortvorteil aufheben:
Die meisten Kantone haben die
Nachfolgeprobleme in den Fa-
milien- und KMU-Betrieben er-

kannt und haben deshalb die
Erbschaftssteuer für direkte
Nachkommen in den vergange-
nen Jahren abgeschafft. Dies
hat dazu geführt, dass viele Un-
ternehmer aus umliegenden
Ländern mit Erbschaftssteuer
ihre Firmen in die Schweiz ver-
legt haben. Kommt nun die
neue Bundeserbschaftssteuer,
werden solche Unternehmen
unser Land wieder verlassen.
Es muss befürchtet werden,
dass etliche Schweizer Firmen-
inhaber sich ebenfalls Länder
ohne Erbschaftssteuer suchen
werden. 
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Que demande l’initiative ?
L’initiative exige que les succes-
sions de plus de deux millions de
francs ou les donations de plus
de 20’000 francs par an soient
imposés au niveau fédéral avec
un taux unique de 20%. Les parts
du conjoint et les œuvres d’en-
traide sont exonérés de l’impôt,
mais pas les descendants di-
rects. 
Les donations sont imputées ré-
troactivement au legs à partir du
1er janvier 2012. Les recettes
doivent servir à financer l’AVS
pour deux tiers et les cantons re-
çoivent le tiers restant.  

Bien des raisons de voter Non
Les initiatives avec effet rétroac-
tif sont arbitraires et doivent
donc être rejetées. Le Conseil
 fédéral a aussi trouvé que la ré-
troactivité était disproportion-
née. 
Mais il y a bien d’autres raisons
de rejeter cette initiative. Elle vio-
le la garantie de la propriété. Les
initiateurs avancent qu’en impo-
sant les successions et les dona-
tions, on pourrait aider l’AVS et
les cantons. Mais ils ignorent que
cet argent est indispensable
pour qu’une entreprise passe en-
tre les mains de la prochaine gé-
nération. 
Notre devise est de maintenir et
de créer des emplois et non que
les entreprises familiales qui ont
tout donné et ont réussi soient en
fin de compte pénalisées. 
L’initiative engendrerait une
grande incertitude auprès des
PME et des exploitations agrico-
les en fonction de leurs dimensi-
ons et leur situation. Elles n’au-
raient pas à s’acquitter de l’impôt
si elles étaient exploitées pen-
dant au moins dix ans à compter
du jour de la succession. La que-
stion se pose alors, qu’est-ce qui
se passe quand l’hériter aban-
donne l’exploitation après sept
ans ; a-t-il intérêt à rester sur son
exploitation à cause de l’impôt ?
Selon le texte de l’initiative, les
facilités dans ce domaine reste-
raient à définir, c’est donc un au-

Non à l’initiative populaire « Imposer les successions de plusieurs mil-
lions pour financer notre AVS (Réforme de la fiscalité successorale) »

tre point obscur. Si cette initiative
était adoptée, bien des proprié-
taires de PME se demanderaient
s’ils veulent vraiment transmettre
leur entreprise à leurs héritiers.
Car si ces derniers n’ont pas l’ar-
gent pour s’acquitter de l’impôt,
il ne leur restera plus qu’à vendre
l’entreprise. 
Selon une enquête auprès de
plus de 1000 PME, 80% des per-
sonnes questionnées n’auraient
pas les moyens nécessaires pour
s’acquitter de droits de succes-
sion s’élevant à 20%. Les consé-
quences de l’initiative préjudici-
ables seraient abyssales parce
qu’en Suisse 80% des entrepri-
ses sont des entreprises familia-
les. Avec l’initiative, l’épine dor-
sale de notre économie serait
touchée. Ce ne serait de loin,
comme le prétendent les initia-
teurs, pas uniquement les riches
qui seraient touchés. 

L’initiative annihilerait un avanta-
ge substantiel: la plupart des
cantons connaissent des problè-
mes de succession dans les ex-
ploitations familiales et les PME
et ils ont donc supprimé ces der-
nières années l’impôt sur les suc-
cessions pour les descendants
directs. Il en est résulté que bien
des entreprises de pays limitro-
phes avec impôts sur les succes-
sions se sont établies en Suisse.
Si ce nouvel impôt fédéral sur les
successions est adopté, bon
nombre de ces entreprises quit-
teront notre pays. Il est à craindre
aussi que bien des entrepreneurs
suisses penseront à s’installer
dans un pays sans impôt succes-
soral. 

L’initiative est aussi un pas dan-
gereux dans la direction de l’har-
monisation fiscale, car elle pres-
crit aux cantons la gestion de
l’impôt. Ce serait alors une ingé-
rence massive dans la compé-
tence fiscale des cantons. C’est
aux citoyens de décider sur la
charge globale des revenus, de
la fortune et des héritages ou do-
nations. Nous conserverons ain-

si la compétitivité fiscale qui in-
cite à s’engager pour des impôts
aussi bas que possibles.  

L’initiative présente encore bien
d’autres lacunes par ex. : pour un
héritage de 2 millions et un seul
héritier, celui-ci ne paie pas d’im-
pôt, par contre pour un héritage
de 2.1 millions et quatre héritiers
– chaque héritier reçoit 525’000
francs et doit payer des impôts
sur cette somme. Donc, dans le
premier cas, l’héritage serait ex-
empt de taxes alors que dans le
second cas, les 525’000 francs
seraient imposés. Ce qui est tout
à fait illogique. 

Conclusion
L’initiative avec conséquence
 rétroactive au 1er janvier 2012
porte atteinte à notre système fé-
déraliste et s’en prend à la sou-
veraineté fiscale des cantons. 
Dans la plupart des cantons,
l’impôt sur les successions pour
les descendants directs a été
aboli. Il serait maintenant réintro-
duit : si l’initiative était adoptée,
les propres enfants seraient ta-
xés au même degré que la pa-
renté éloignée ou les amis. C’est
injuste et est en contradiction
avec le but de la constitution qui
vise à soutenir la famille. L’initia-
tive est donc aussi contre la fa-
mille.  

La pérennisation des entrepri-
ses, des PME et selon la situation
celle d’une exploitation agricole
serait extrêmement difficile et
menacée. L’initiative freine aussi
la motivation de nombreux entre-
preneurs. En clair, si l’initiative
était adoptée de nombreuses
places de travail disparaîtraient
et nuirait à l’image de la Suisse
en tant que place économique. 

Il n’y a qu’une réponse : 
Non à cette initiative populaire
néfaste comme le démontre clai-
rement les votes au Conseil des
États : 34 voix contre pour 9 voix
pour et au Conseil national 135
contre 60.

aften besteuern für unsere AHV

Fazit
Die Initiative hat rückwirkende
Wirkung auf den 1. Januar
2012, sie verstösst gegen unser
föderalistisches System und sie
greift in die Steuerhoheit der
Kantone ein.

In den meisten Kantonen wurde
die Erbschaftssteuer für direkte
Nachkommen abgeschafft.
Jetzt soll sie wieder eingeführt
werden: Erbschaften an die ei-
genen Kinder würden bei An-
nahme der Initiative gleich be-
steuert wie solche an entfernte
Verwandte oder Freunde. Das
ist ungerecht und widerspricht
dem Verfassungsziel der Fami-
lienförderung. Die Initiative ist
also auch familienfeindlich.

Die Nachfolgeregelungen der
Unternehmungen, der KMU
und je nach Situation auch ei-
nes Landwirtschaftsbetriebes
würden enorm belastet und der
Fortbestand von Familienunter-
nehmen würde massiv gefähr-
det. Durch die Initiative würde
auch die Innovation bei sehr
vielen Unternehmungen abneh-
men. Insgesamt würden durch
die Initiative sehr viele Arbeits-
plätze in Frage gestellt.
Die Initiative schadet somit dem
Arbeitsstandort Schweiz. 

Es gibt nur eine Antwort: 
Nein zu dieser schädlichen
Volksinitiative, wie dies auch
der Ständerat mit 34 zu 9 Stim-
men und der Nationalrat 135 zu
60 Stimmen sehr deutlich emp-
fehlen. 

Erich von Siebenthal
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Aktuell dürfen bei einer künstli-
chen Befruchtung maximal drei
Embryonen pro Mal ausserhalb
des Mutterleibes befruchtet und
entwickelt werden. Ab der 11.
Schwangerschaftswoche können
sie auf Krankheiten/Chromoso-
menstörungen untersucht werden
(Pränataldiagnostik). Der Ent-
scheid betreffend Schwanger-
schaftsabbruch liegt bei den El-
tern.

Was ändert sich?
Wir stimmen über folgende Ände-
rungen ab:

• Nicht jede Übertragung führt
zu einer erfolgreichen Schwan-
gerschaft. Die Eizellen sollen
neu eingefroren werden dürfen
und die Frau muss nicht mehr
nach jedem erfolglosen Ver-
such eine neue Hormonbe-
handlung machen und Eizellen
entnehmen lassen. Dies würde
die Behandlung verkürzen und
die Paare nicht unnötig emo-
tional belasten.

Wie bei der heutigen Pränataldi-
agnostik können sich die Eltern
auch bei der PID frei für oder ge-
gen solche Untersuchungen ent-
scheiden.
Es ist auch künftig nicht erlaubt,
die Eizellen auf bestimmte Eigen-
schaften wie Geschlecht, Haar-
farbe, Augenfarbe,… zu untersu-
chen (sog. Designerbabys).
Ebenfalls verboten bleiben Ret-
ter-Babys (Eizellen auf bestimmte
Blutgruppen/Eigenschaften tes-
ten, um kranke Geschwister ret-
ten zu können) und die Forschung
an der Eizelle.
Heute hat die Schweiz eines der
restriktivsten Fortpflanzungsme-
dizingesetze Europas. Eltern kön-
nen erst in der 11. Schwanger-
schaftswoche Tests durchführen,
oder sie gehen ins Ausland, wo
die PID erlaubt ist.

Ein Hauptargument für die Vorla-
ge ist, dass aktuell die Untersu-
chungen ab der 11. Schwanger-
schaftswoche erlaubt sind.
Kommt es zu diesem Zeitpunkt zu
einem Schwangerschaftsab-
bruch, ist das für die Eltern eine
viel grössere Belastung, als wenn
man dieselben Untersuchungen
bereits vor dem Übertragen der
Eizelle machen kann. Gegenargu-
mente sind primär ethischer Na-
tur. 

Ich empfehle Ihnen, die Vorlage
anzunehmen.

Nadja Pieren

Änderung der Verfassungsbestimmung zur
Präimplantationsdiagnostik (PID)

– Statt bisher 3 sollen neu
 maximal 12 Eizellen pro Be-
handlungszyklus in vitro ent-
wickelt werden dürfen
• Dies erhöht die Chance auf
eine Schwangerschaft, da nur
ca. jede sechste befruchtete
Eizelle überlebensfähig ist.
Auch kann der Frau eine einzi-
ge entwickelte Eizelle übertra-
gen (eingepflanzt) werden,
was das Risiko einer Mehr-
lingsschwangerschaft redu-
ziert.

– Neu soll die entwickelte Eizelle
an Tag 5, vor der Übertragung,
mittels PID untersucht werden
können. Nur die gesunde Ei-
zelle wird danach übertragen
• Eltern sollen die Möglichkeit
haben, die Eizelle bereits vor
der Übertragung (also ausser-
halb des Mutterleibes) zu unter-
suchen. Somit müssen sie
nicht erst in der 11. Schwanger-
schaftswoche entscheiden, ob
sie ein schwer krankes/behin-
dertes Kind abtreiben wollen
oder nicht.

– Heute dürfen keine Eizellen
eingefroren werden. Neu soll
das erlaubt werden
• Eingefrorene Eizellen dürfen
nur der leiblichen Mutter über-
tragen (eingepflanzt) werden.

Nadja Pieren, Nationalrätin, 
Burgdorf

Abstimmungsparole
zum 14. Juni 2015
Änderung der Verfassungs-
bestimmung zur Fortpflan-
zungsmedizin und Gentech-
nologie im Humanbereich 
JA (158 Ja zu 120 Nein bei
21 Enthaltungen)

Loi en vigueur
Selon la loi fédérale sur la procréa-
tion médicalement assistée en vi-
gueur, seuls trois embryons peu-
vent être développés par cycle de
traitement in vitro (fécondation
hors de l’utérus de la mère). L’em-
bryon peut être analysé sur des
maladies ou des malformations
chromosomiques à partir de la 11e
semaine de grossesse dans le ca-
dre de l’examen prénatal. La déci-
sion d’avorter ou non revient aux
parents.

Nous voterons sur les modifica-
tions suivantes :
– Au lieu de 3 ovules, 12 ovules

pourront être développés par
cycle de traitement in vitro
• Ceci augmente la chance
d’une grossesse, car normale-
ment seul un ovule sur six est

Modification de l’article constitutionnel relatif au diagnostic préimplantatoire (DPI)
fécondé. Un seul ovule déve-
loppé peut être transplantée, ce
qui réduit le risque de grosses-
se multiple. 

– Nouveau  : l’ovule développé
peut être examiné au 5e jour
avant d’être implanté. Seul un
ovule sain sera implanté. 
• Ceci évitera au couple de
prendre une décision cruciale à
la 11e semaine de grossesse :
garder l’enfant ou non. 

– Nouveau  : Il serait permis de
congeler les ovules. 
• Les ovules congelés ne peu-
vent être transplantés que dans
l’utérus de la mère.
• Comme une transplantation
ne garantit pas une grossesse,
les ovules pourraient être con-
gelés. Et donc, la femme n’au-
rait plus alors après une fécon-
dation infructueuse à se sou-

mettre à une nouvelle stimula-
tion hormonale ou à un prélè-
vement d’ovules. Ceci raccour-
cirait le traitement et épargne-
rait des désagréments émoti-
onnels. 

Comme l’actuel examen prénatal,
le DPI est une démarche non obli-
gatoire. Comme aujourd’hui, il ne
sera pas permis à l’avenir de sélec-
tionner les ovules (enfants à la
carte) en fonction de propriétés
précises (sexe, etc.). Les « bébés
médicaments » (examiner les ca-
ractéristiques pour pouvoir sauver
un frère ou une sœur) ne sont pas
permis. Il n’est pas permis non plus
de faire de la recherche sur l’em-
bryon. 

Actuellement la loi suisse sur la
procréation est une des plus re-
strictives d’Europe. Les parents
doivent attendre la 11e semaine de
grossesse pour faire des tests ou
aller dans un pays où le DPI est au-
torisé. 

Un des principaux arguments pour
ce projet est qu’actuellement il faut
attendre la 11e semaine de gros-
sesse pour faire des examens. En
cas d’avortement, la charge psy-
chique est plus lourde que si ces
examens sont faits avant la trans-
plantation de l’embryon dans l’uté-
rus. Des arguments surtout éthi-
ques parlent contre l’introduction
du DPI.
Je vous recommande d’adopter ce
projet. 
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Das Schweizer Bildungs-
system ist weltweit bekannt.
Da ich im letzten KV-Lehr-
jahr bin, ist mir eine vernünf-
tige Weiterführung unserer
Bildungspolitik wichtig. Lei-
der wird die praxisorientier-
te Berufsbildung durch die
Verakademisierung immer
unpopulärer. Diese Entwick-
lung ist zu stoppen.
Was will die Initiative?
Heute ist das Stipendienwe-
sen kantonal geregelt, wes-
halb die Kriterien und die Hö-
he der Stipendien sehr
unterschiedlich sind. Neu wä-
re der Bund für die Vergabe
zuständig. Statt 8% der Stu-
dierenden sollen 20%, also
rund 50’000, gefördert wer-
den können. 

Richtiges Ziel – falscher
 Ansatz
Ein gutes Stipendienwesen ist
für die Schweiz als Bildungs-
und Innovationsland zentral.
Deshalb unterstützten viele
das Ziel, die Erhöhung der
Chancengleichheit. Bundes-
rat und Parlament lehnen die
Initiative aufgrund der Nach-
teile ab. Weil das Ziel aber
richtig ist, wurde ein indirekter
Gegenvorschlag erarbeitet. Er
tritt bei einem Nein zur Initia-
tive in Kraft. 

Schädliche Auswirkungen
der Initiative
Die Initiative will, dass die Sti-
pendien einen minimalen Le-
bensstandard abdecken. Die

Nils Fiechter, jüngster Natio-
nalratskandidat auf der Liste
der JSVP

Initianten schätzen diesen pro
Jahr auf 24’000.–, das Stipen-
dium soll i.d.R. die Hälfte ab-
decken. Die Kosten sind im-
mens: 50’000 mal 12’000
ergibt 600 Mio., über 500 Mio.
mehr als heute. 
Trotz dem angestrebten Ziel
schafft die Initiative keine
Chancengleichheit. Der Text
nennt fast nur Hochschulen,
die höhere Berufsbildung wird
vernachlässigt. Es ist ein
Giesskannenprinzip für ge-
wisse Gruppen. Andere, die
die Unterstützung nötiger hät-
ten, profitieren nicht. Die Ini-
tiative benachteiligt Mittel-
standsstudenten, die keine
Stipendien erhalten. Ihre El-
tern können ihnen kaum
2’000.– pro Monat fürs Studi-
um bezahlen. 
Die Initiative vergisst, dass die
Schul- und Hochschulpolitik
grösstenteils eine kantonale
Angelegenheit ist: Die Kanto-
ne legen die Kriterien für die
Stipendienvergabe fest, der
Bund leistet seinen Beitrag in-
direkt via NFA. Bei einem Ja
hätte der Bund neu die Ge-
samtverantwortung mit zu-
sätzlichem administrativem
Aufwand. Die föderalistische
Aufgabenteilung im Bildungs-
wesen wäre verletzt, der NFA
müsste angepasst werden.

Vorteil des indirekten Ge-
genvorschlags
Beim indirekten Gegenvor-
schlag erhält ein Kanton nur
noch Bundesbeiträge an die
Stipendien, wenn er sich an
die Kriterien des Stipendien-
konkordats hält, das Grund-
sätze und Mindeststandards
festlegt. Kantone ausserhalb
des Konkordats können die
minimale Höhe eines Vollsti-
pendiums weiterhin selber
festlegen. Weiterhin entschei-
den also die Kantone, der Fö-
deralismus wird respektiert.

Die Initiative hat also grosse
Nachteile und zentralistische
Forderungen. Ich empfehle
aus Überzeugung, sie abzu-
lehnen.

Nils Fiechter

Nein zur Stipendieninitiative

Que veut cette initiative ?
Elle demande que l’octroi de
bourses d’études relève de la
compétence de la Confédéra-
tion. Actuellement, il est du
ressort cantonal. Ceci expli-
que des disparités dans l’at-
tribution et le montant. L’in-
itiative vise donc à une harmo-
nisation pour augmenter
l’égalité des chances. Au lieu
de soutenir 8% des étudiants,
leur nombre passerait à 20%
ou 50’000 bourses d’études.

Objectif juste –  approche er-
ronée
Un bon système de bourses
d’études est important pour la
Suisse en tant que pays de for-
mation et d’innovation. Le but
de l’initiative d’augmenter
l’égalité des chances est donc
largement soutenu. Le Con-
seil fédéral et le parlement la
rejettent pourtant à cause de
ses nombreux désavantages.
Comme le but est juste, un
contre-projet indirect a été
élaboré qui entre en vigueur si
l’initiative est rejetée.

Conséquences néfastes de
l’initiative
L’initiative demande que le
montant d’une bourse d’étu-
des garantisse un niveau de
vie minimal, estimé par les in-
itiateurs à au moins 24’000
francs par an. La bourse
d’études devrait couvrir la
moitié de ces coûts. Le calcul
est vite fait  : 50’000 bourses
d’études multipliées par
12’000 francs = 600 millions
de francs par an ; un demi-mil-
liard de plus qu’aujourd’hui.
L’initiative ne contribue pas à
une égalité des chances mê-

me si c’était le but. Le texte ne
parle que des écoles supé-
rieures, la formation professi-
onnelle est lettre morte ici.
L’initiative est aussi injuste
pour les étudiants de la classe
moyenne qui ne reçoivent pas
de bourse. Leurs parents ne
peuvent pas débourser 2’000
francs par mois pour leurs étu-
des.
L’initiative oublie que la politi-
que scolaire et universitaire
est en grande partie du ressort
des cantons qui fixent les cri-
tères d’attribution des bour-
ses d’études. La Confédérati-
on contribue indirectement
par la  péréquation. Avec un
Oui, toute la responsabilité in-
comberait à la Confédération.
La répartition fédéraliste des
tâches dans le système de for-
mation serait violée. 

Avantages du contre-projet
indirect
Le contre-projet indirect s’ap-
puie sur le concordat sur les
bourses d’études et se préoc-
cupe du financement  : les
contributions fédérales aux
bourses d’études ne sont at-
tribuées qu’aux cantons qui
se tiennent aux critères du
concordat. Les cantons hors
du concordat sont libres de fi-
xer eux-mêmes le montant
minimal d’une bourse d’étu-
des complète. Les cantons re-
stent libres de décider comme
ils l’entendent. Le fédéralisme
est ainsi respecté.

L’initiative a de grands désav-
antages et ses revendications
sont centralistes. Je vous re-
commande par conviction de
la rejeter.

Non à l’initiative sur les bourses d’études

Abstimmungsparole zum 14. Juni 2015
«Stipendieninitiative»
NEIN (einstimmig ohne Enthaltungen)
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Das Referendum wurde ergriffen,
da mit der Gesetzesänderung ei-
ne Mediensteuer für alle Haushal-
te und Firmen eingeführt werden
soll.

Heute müssen nur Haushalte und
Firmen mit Empfangsgerät Ra-
dio- und TV-Gebühren bezahlen.
Dies soll sich ändern: Argumen-
tiert wird, dass wegen der tech-
nologischen Entwicklung alle
überall Radio und TV empfangen
können, weshalb eine allgemeine
Abgabe einfacher sei als die Ge-
bühr. Somit müssen auch Haus-
halte, die weder Radio noch TV
konsumieren noch ein Gerät be-

Was die Mediensteuer-Befür-
worter sagen – und was  effektiv
stimmt
Die Befürworter versuchen, die
neue Steuer schönzureden. Die
Behauptungen bestehen den
Faktencheck aber nicht:

«Jeder hat ein Empfangs gerät.
Deshalb ist die Haushaltsabgabe
einfacher und zeitgemässer!»
Viele verzichten aber bewusst auf
TV/Radio und dürfen nicht mit ei-
ner neuen Steuer bestraft wer-
den. 

«Gebühren für Private und  Firmen
sinken»
Dies ist ein leeres Versprechen,
zumal der Bundesrat die Steuer
schon nächstes Jahr erhöhen
kann. Die Billag-Abgabe stieg
stets. Und: Wer bisher auf TV ver-
zichtet und nur 169.15 für den Ra-
dio bezahlt hat, muss neu 230.85
mehr bezahlen – von wegen sin-
kende Gebühren! Die Firmen wer-
den neu fünfmal mehr belastet. 

«Ein Nein zur Mediensteuer be-
deutet den Abbau des  Service
 public»
Qualitativ hochstehende Infor-
mationsvermittlung in alle Regio-
nen ist wichtig. Dies wird aber
durch ein Nein nicht infrage ge-
stellt. Es braucht indes auch kei-
nen übertriebenen Staatsapparat
mit Programmen, wie sie auch
Privatsender anbieten. Die SRG

ist für eine schlanke, qualitative
Grundversorgung zu entschla-
cken. Bevor über diese neue
Steuer entschieden wird, sollte
diskutiert werden, was der Ser-
vice public beinhaltet. 

Die SVP wehrt sich stets gegen
neue Steuern und Abgaben und
lehnt auch die neue Billag-Me-
diensteuer ab. Ich empfehle Ihnen
ebenfalls aus Überzeugung ein
NEIN. 

Lukas Lanzrein

Änderung des Bundesgesetzes über Radio und Fern-
sehen RTVG – Nein zur neuen Billag-Mediensteuer

sitzen, diese neue Mediensteuer
bezahlen, nur weil sie theoretisch
Radio/TV empfangen könnten.
Befreit ist nur, wer Ergänzungs-
leistungen zur AHV/IV bezieht
oder in einem Heim wohnt.
Die Sache wird nicht besser,
wenn der Staat versucht, dies mit
einer kleinen Gebührensenkung
salonfähig zu machen. Skepsis ist
angezeigt, da das neue RTVG
dem Bundesrat den Freipass gibt,
die Steuer zu erhöhen, ohne dass
Volk oder Parlament sich dazu
äussern können, und da die Ge-
bühr seit 1990 (279.–) stetig ge-
wachsen ist auf heute 169.15
 (Radio) +293.25 (TV). 
Neu müssen auch alle Firmen ab
500’000.– Umsatz die neue Steu-
er von bis zu 39’000.– pro Jahr
zahlen, egal ob Radio oder TV
konsumiert wird. Die Wirtschaft
wird so jährlich zusätzlich mit 200
Mio. belastet – in einer Zeit, in der
viele KMU wegen der Franken-
stärke um die Existenz bangen
und steuerlich entlastet werden
sollten. 

Lukas Lanzrein, Stadtrat, oberster
Nationalratskandidat auf der
Liste der JSVP, Thun

Abstimmungsparole
zum 14. Juni 2015
Änderung des Bundesge-
setzes über Radio und
Fernsehen (RTVG)
NEIN (einstimmig ohne
Enthaltungen)

Le référendum contre la modifica-
tion de la loi fédérale sur la radio et
la télévision (LRTV) a été lancé car
les ménages et les entreprises pas-
seraient à la caisse avec l’introduc-
tion de ce nouvel impôt sur les mé-
dias.

Aujourd’hui, seuls les ménages et
entreprises qui ont un récepteur
TV/radio paient une redevance ra-
dio et télé. Maintenant, tout devrait
changer  ; l’argument est qu’on
peut aujourd’hui partout avoir ac-
cès à la radio/TV et qu’une rede-
vance générale serait donc plus
simple. Donc tous les ménages,
même s’ils ne consomment pas de
programmes radio/TV ou s’ils n’ont
pas de récepteur, doivent payer,
rien que parce qu’ils auraient théo-
riquement la possibilité d’avoir ac-
cès. 

Non au nouvel  impôt Billag
Aussi toutes les entreprises avec
un chiffre d’affaires de plus de
500’000 francs doivent s’acquitter
de ce nouvel impôt qui pénaliserait
lourdement l’économie à une épo-
que où les PME se battent pour leur
survie à cause du franc fort.
L’État essaie de rendre plausible
cet impôt en annonçant une baisse
minime de l’impôt. Il faut rester vi-
gilant, car la nouvelle LRTV donne
la liberté au Conseil fédéral d’aug-
menter l’impôt sans que le peuple
ou le parlement n’aient leur mot à
dire et car depuis 1990, la Billag a
passé de 279 à 462 francs. 

Ce que les partisans de l’impôt
sur les médias disent – et ce qui
est vrai
Les partisans essaient d’enjoliver
ce nouvel impôt. Mais leurs argu-
ments ne tiennent pas la route.

« Tout le monde a un récepteur. 
L’impôt par ménage est donc plus
simple et plus moderne ! »
De nombreuses personnes renon-
cent à la TV/radio et n’ont donc pas
à être pénalisées. 

« Baisser les redevances pour les
particuliers et les entreprises »
Ce sont des paroles vides de sens.
L’impôt pourrait être augmenté
dès l’année prochaine et la rede-
vance Billag n’a cessé de croître.
Ceux qui jusqu’à aujourd’hui
n’avaient pas de TV et ne payaient
que 169.15 pour la radio, devront
payer 230.85 de plus. Les entrepri-
ses verseront chaque année 5 fois
de plus qu’aujourd’hui.

« Si le nouvel impôt Billag est refu-
sé, le service public en pâtira »
Certes, un service d’information de

qualité dans toutes les régions est
important, mais il ne peut être re-
mis en question par un refus du
nouvel impôt. Pour assurer ce ser-
vice, il ne faut pas un appareil éta-
tique surdimensionné et des pro-
grammes que l’on peut tout aussi
bien visionner sur des chaînes pri-
vées. La SSR doit être dégraissé
car pour un approvisionnement de
base efficace et de qualité, il faut
une pression à l’économie 

Je vous recommande par convic-
tion de voter NON à la modification
de la LRTV.
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Mit dem Schweizer Bauer treffen Sie 
den richtigen Entscheid!

 Ja, ich entscheide mich, den Schweizer Bauer für 1 Jahr zum Preis von Fr. 213.-- zu abonnieren.
 Als Geschenk erhalte ich das grosse Schweizer Bauer Taschenwerkzeug. 

 Ich möchte den Schweizer Bauer erstmal kennenlernen. Senden Sie mir ein Schnupperabo für 3 Monate 
 zu Fr. 36.-- (ohne Geschenk!).
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Simmentaler Kühe gehören

Walter Balm
er. SEITE 11

Tagung z
um UNO

-Jahr

der Fami
lienbetrie

be

An der nationale
n Tagung

verabschi
edeten

Landwirt
e,

Verbände
und Behörden

eine

Resolutio
n zur Stärkung

der

Familienbetrie
be. SEITE 6

ft

ngshilfe

r
s
%
ch
n-
zu
in
Fr
om-

t des

andes

dukti

dwirt-

öchste

bei ei

es Bun-

r vorge-

g erfolge

trotz der Tatsache
dass die

Landwirt
schaft ein

er jene Be

reiche sei der seit über zehn

Jahren zu
stabilen B

undesfina
n

zen beigetrag
en habe «Im Ge-

gensatz z
ur Landw

irtschaft s
oll

im kommenden Jahr mehr füfür

Entwicklu
ngshilfe

Sozialaus
-

gaben und Bildung/F
orschung

ausgegeb
en werden

», füf gt er an

Dabei sagten Ritter selber,

SBV Direktor
Jacques

Bour-

ge is undwe
itere Baue

rnvertre

ter von C
VP, FDP

und den G
rü-

nen am 5 Juni 2012
Ja zu den

höheren
Entwicklu

ngshilfe

Krediten
von 11 35 Mrd Fr füür

den Zeitraum
von 2013 bis

2016
SEITE 3,
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E ich von Siebentha
l wurde a

n

der Hauptversa
mmlung des

Schweize
rischen

Alpwirt-

schaftf lich
en Veerbands

(SAVA ) in

Vella GR zum neuen Präsiden

ten gewäh
lt Der Be

rgbauer u
nd

Nationalr
at (SVP, BE) aus

Gstaad folgt auf
seinen Natio

nalratsko
llegen Hansj rg Hass

ler (BDP
GR), der zu

m Ehren-

präsident
en ernann

t wurde Der

neue Präsident
von Siebentha

l

will sich
dafüür einsetzen

, dass

Landwirt
schaft un

d Tourismus

in Zukunftf
verstärkt

zusam

menarbeite
n und ihre Syner-

gien nutz
en sam SEITE 3,

5

ALPWIRTSCHA
FT

Letzten Freitag ei
nigte sich

die

Getreideb
ranche

auf Ernte

richtpreis
e füür Brotgetre

ide

Noch vor einem
Jahr war

man

sich nicht ein
ig gew rden, und

es kamen keine Ric
htpreise f

ür

2013 zustande
Gegenüb

er den

Preisen der Ernte
2012 gibt es

ein paar kleine Anpassun
gen

Für Top Weeizen wird ein Preis

von 52 Fr /dt ( 1 Fr ) vorge
se

hen füü Klasse-II
WeW izen 49

Fr /dt (+1 50 Fr ) Weeizen

bleibt mit 50 Fr /d
t unverän

dert

gegenübe
r 2012 Produzen

ten

vertreter
sprechen

von einem

p sitiven Er
gebnis gro SEITE

7

BROTGET
REIDE

Die Jager
preise sin

ken

weiter.
Seit Montag

gelten 20 kg sch
were Ja-

ger noch 6 Fr./kg LG

Marktkenn
er hoffen,

dass diese
r Preis nu

n ge

werden kann. Ei
nen Zwischen

halt nach

haben die Tränk
erpreise e

ingelegt.
Trotz gu-

achfrage
und knap

pen Ange
boten blie

ben die

e auf allen
Märkten un

verändert
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eell

aken bild
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Die unabh
ängige Ze

itung für d
ie Landwi

rtschaft

SAMSTAG, 21. JUNI 2014

168. Jahrg
ang, Num

mer 50

AZ 3001 Ber
n

Zweimal
wöchentl

ich

Als Maturaarbe
it entwicke

lte

sie Kräute
rbutter. S

chon 10000

Portionen
hat die Jungunter

-

nehmerin aus Ober
bipp BE im

Juni ausge
liefert.

SEITE 9

STEFANIE
SCHÖNI

Der OK-P
räsident d

es 4. Stey
r-

Treffens i
n Etziken SO konnte

einen neuen Rekord verzeich-

nen. 441
Steyr-Tra

ktoren wur-

den aufge
führt.

SEITE 37

BENEDIK
T JÄGGI

Bereits he
ute verka

uft Discou
n-

ter Aldi Bio-
Produkte

, welche

unter den strengen
Kriterien

von Bio Suisse pr
oduziert

wur-

den. Doc
h ausser bei einigen

Markenarti
keln darf Aldi die

Bio-Knos
pe nicht verwende

n.

Auch die jüngsten
Gespräch

e

sind wieder gescheite
rt. Dies,

obschon
Aldi gemäss eigenen

Angaben
alle von B

io Suisse
ge-

stellten
Anforder

ungen hätte

erfüllen
können.

Auch Lidl

würde gerne Knospe-P
rodukte

verkaufen
, hat es a

ber aufge
ge-

ben, mit Bio Suisse überhaup
t

zu verhan
deln. sam
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BIO SUISSE

Auch bei
denMelkrobote

rn gibt

es einen Occasion
smarkt. In

den Wiederverk
auf kommen

gebrauch
te Modelle vor allem

,

weil Betri
ebe auf ei

n neues M
o-

dell wech
seln. Occ

asionen sind

30000 bis
50000 Fr

anken gü
ns-

tiger als neue Maschinen.
Sie

machen aber gem
äss Lely n

icht

unbeding
t Sinn. Be

sser sei, b
eim

aktuellen
Modell auf

eine abge
-

speckte Version zu setzen. B
ei

DeLaval
laufen revidierte

Oc-

casionsm
odelle des Jahrgangs

2006 und älter mit aktuali
sier-

ter Softw
are auf Betrie

ben mit

30 bis 40
Kühen. su

m SEITE 33

MELKROBO
TER

n AUS DEM INHALT

Vorernte
kontrolle

n. Im

abreifend
en Getreide

und Raps sieh
t man gut,

ob die getätigten
Pflan-

zenschutz
massnahmen

gewirkt
haben. Stand-

orte, an denen Wurzelunkr
äuter wie

Disteln oder

Quecken (Bild) ne
sterweise

auftreten
, sollte man

sich notieren.
In den Stoppelfe

ldern bietet sich
ei-

ne gute G
elegenhei

t zur Bekä
mpfung.
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Das Profisortiment 

gegen Kraut- und Knollenfäule!

Daconil Combi DF  Zignal  Valbon 

Neues aus der Branche für die Branche.

Weil wir genau wissen wovon wir sprechen.

Genossenschaft PROSUS 

Marktplatz 3, CH-8570 Weinfelden

Tel. 071 626 23 50, Fax 071 626 23 69 

mail@prosus.ch, www.prosus.ch
www.prosus.ch

REKLAME

REKLAME

+10 Rapp
en für M

uni.

Das Angebot
an Muni

ist rücklä
ufig, die N

ach-

frage gut. In der Folge

steigt der T3-Preis
auf

8.50 Fr./kg SG
. Bei den

Schlachts
chweinen

ist nicht m
ehr mit einem Preis-

aufschlag
zu rechnen.

Die Mäster sind
aufgerufe

n,

ihre Tiere
laufend zu liefern, b

evor die N
achfrage

aufgrund
der Sommerferien a

bnimmt. SEITE 22
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«Das SAK-Syst
em ist nicht

schlechte
r als and

ere mögliche

Systeme», sagte
Christian

Ho-

fer, Vizedirek
tor des Bundes-

amts für Lan
dwirtscha

ft (BLW),

gestern vor den Medien. De
s-

halb woll
e der Bun

desrat im
so-

eben verabschi
edeten Bericht

am SAK-Syst
em festhalten

, es

aber in ein
igen Punk

ten revidi
e-

ren. So will der B
undesrat

nun

doch, wie
bereits zunächst

im

Rahmen der AP
14–17 bea

bsich-

tigt, die SAK-Fak
toren dem

technisch
en Fortschri

tt anpas-

sen und diese
ab 1. Janu

ar 2016

im Durchsch
nitt um 16% sen-

ken. «Wir möchten den Anpas-

sungsmechanism
us im Land-

wirtschaf
tsgesetz

verankern
»,

so Hofer. Auf
der ander

en Seite

bezieht sich die SAK-Bere
ch-

nung nich
t mehr auf 28

00, son-

dern neu auf 2600
Arbeitsstu

n-

den pro Jahr, was
die Senkung

der SAK-
Faktoren

um etwa 7%

wieder ab
federt, wi

e Simon Bri-

STANDAR
DARBEIT

SKRÄFTE
: Für Bere

chnung b
rauchts 2

00 Stund
en weniger

pro Jahr

Der Bunde
srat hält a

m

System der Stand
ardar-

beitskräft
e (SAK) fe

st. Er

will aber
nun doch die

SAK-Fakt
oren dem tech-

nischen Fortschri
tt anpas-

sen. Im Gegenzug s
enkt

er die Nor
marbeitszei

t von

2800 auf
2600 Stun

den.

DANIEL
SALZMA

NN

SAMUEL
KRÄHEN

BÜHL

ner vom
BLW erläuterte

. «Die

Referenz
entsprich

t der Arbe
its-

zeit von selbststän
digen Ge-

werblern,
welche gemäss Bun-

desamt für Statistik
rund 50

Stunden
pro Woche arbeiten»

,

fügt er an
. Unter de

m Strich sin
-

ken also die SAK-Werte im

Durchsch
nitt um 9%.

Etwa 1000 Betriebe
würden

demnach nicht mehr auf 0,25

SAK kommen und folglich kei-

ne Direktzah
lungen mehr er-

halten. A
uch bei der G

ewerbe-

grenze hätte die Senkung
der

SAK-Fak
toren Auswirku

ngen.

«Mit der Än
derung der Norm

-

arbeitszei
t werden

maximal

4000 Betr
iebe unte

r die Gew
er-

begrenzen
fallen», so

Briner.

Der Beric
ht schlägt

allerdings

auch vor,
dassman die lan

dwirt-

schaftsna
hen Tätigkeite

n im

Bodenrec
ht und bei den Struk-

turverbes
serungen

, nicht aber

bei den D
irektzahlu

ngen für d
ie

SAK-Fak
toren berücksic

htigt.

«Wir wollen damit die unter-

nehmerischen L
andwirte

besser

fördern»,
betont Br

iner. Das
be-

trifft beispielsw
eise den Agro-

tourismus, Hofläden oder Bio-

gasanlage
n. Demnach könnten

einige Betriebe,
welche sonst

darunter
fallen wü

rden, die
Ge-

werbegre
nze doch noch errei-

chen.
Vor einer Betriebsü

bergabe

zum Ertragswe
rt nach bäuerli-

chem Bodenrec
ht soll in Zu-

kunft eine
vertiefte w

irtschaftli
-

che Prüfung durchgefü
hrt wer-

den. Die Gewerbe
grenze soll

neu berechne
t werden

. In Zu-

kunft könnten
die Behörden

Betrieben
, welche v

on den SA
K

her über d
er heutige

n Gewerb
e-

grenze liegen, d
enen sie aber

wenig wir
tschaftlich

es Potenz
i-

al zusprec
hen, denG

ewerbesta
-

tus abspre
chen.
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die
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Occasione
nauf

kleineBet
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SAK-Fakto
rensinken

nundoch

DOS
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Mit tiefer
en SAK-F

aktoren e
rhalten 10

00 Kleinb
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RolandW
erner krit

isiert

die Lacto
fama AG

Der Präsi
dent der

Thur Milch

Ring AG wirft der
Lactofam

a

AG vor, sie kaufe gar keine

C-Milch, son
dern subventio

-

niere dies
e nur.

SEITE 3

DLG-Fel
dtage zog

en

23 000 Fa
chbesuch

er an

In Bernbu
rg bei Magdeburg

in

Ostdeutsc
hland informierten

sich 2300
0 europäi

sche Pflan
-

zenbaupr
ofis über

die neuste
n

Trends.
SEITE 29

Milchprin
zessin au

f

Lebzeiten

Jasmine Baumann setzt sich

als Milchprinze
ssin für die

Milch ein. Sie
ist die letzte

Milchprinze
ssin, es fin

det kei-

ne Wahl mehr statt.
SEITE 39

Konventi
onelle Er

träge

mit Bioan
bau erzie

len

Rudolf Sp
eiser aus

Anwil BL

stellt seinen Betrieb auf Bio

um. Damit der Bo
den keinen

Schock erleide, m
üsse dieser

vorbereit
et werden

. SEITE 1
7

Ihr Geschenk

Im Schweizer Bauer erfahren Sie aus erster Hand, was in der Schweizerischen 
Agrarpolitik passiert. Unsere ausgewiesenen Journalisten sind unmittelbar 
vor Ort, wenn wichtige Entscheide getroffen werden. Entscheiden auch Sie sich 
für die Nr. 1 der landwirtschaftlichen Fachpresse in der Schweiz!

2 Mal in der Woche - Mittwoch und Samstag - berichtet der Schweizer Bauer unab-
hängig und top-aktuell über alle Gebiete der Schweizerischen Landwirtschaft. 
Zum Neuabonnent schenken wir Ihnen das grosse Schweizer Bauer-Taschenwerkzeug – 
natürlich in Schweizer Top-Qualität von Victorinox!

Name Vorname

Strasse/Nr. PLZ/Ort

Telefon E-Mail

Einsenden oder Faxen an: Schweizer Bauer, Aboservice, Industriestrasse 37, 3178 Bösingen, Fax 0844 40 50 60
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10Nationalratswahlen 2015

Nationalratswahlen 2015 – unsere

Nadja Pieren, 
Nationalrätin;
Andrea Geissbühler,
Nationalrätin
A: Andrea Geissbühler
N: Nadja Pieren

N: Politik und Familie nehmen
sehr viel Zeit in Anspruch. Bleibt
Dir noch Zeit für Deine Hob-
bies?

A: Meine Hobbies sind vor allem
Familie und Politik. Meine Frei-
zeit geniesse ich mit meiner
Tochter, am liebsten in der Na-
tur, im Wald oder bei meinen
Pferden. Leider kommt im Mo-
ment der Sport etwas zu kurz. 
Und wie bringst Du deine Work-
Live-Balance neben Beruf und
Politik ins Gleichgewicht?

N: Meine rare Freizeit geniesse
ich sehr. Im Februar war ich eine
Woche Skifahren im Berner
Oberland, und jetzt während
der wärmeren Jahreszeit gehe
ich 1–2 mal die Woche aufs Bi-
ke. Am wichtigsten ist mir, mei-
ne freie Zeit mit meinen Liebs-

ten zu verbringen. Am Samstag
Brunch bei meinen Eltern und
am Sonntag Nachtessen mit
meiner Schwester Andrea und
meinem Schwager. Ich gehe
auch gerne reisen. Letztes Jahr
war ich in Südafrika, was sehr
interessant und schön war. 
Bist Du mit deiner kleinen Fami-
lie auch unterwegs im In- und
Ausland?

A: Bevor meine Tochter Zoe vor
zwei Jahren geboren wurde,
war ich in vielen Ländern mit
dem Velo und Rucksack unter-
wegs und habe so Kultur und
Leute kennengelernt. Costa Ri-
ca war traumhaft schön. Heute
wähle ich eher Reiseziele in der
Schweiz, da ich meiner Kleinen
noch keine weiten Reisen zu-
muten will. Aber am Schönsten
ist es bei uns zu Hause mit dem
grossen Garten und Bio-
schwimmteich, direkt am Wald-
rand gelegen. 
Und Du, wo trifft man Dich an,
wenn Du in der Schweiz einen
Ausflug unternimmst?

N: Für Wintersport und Wan-
dern muss ich zum Glück nicht
weit fahren, wenn wir im Em-

mental und im Berner Oberland
die schönsten Regionen vor der
Haustüre haben. Ein wunder-
schönes Fleckchen Erde ist
beim Lauenensee. Dort kann
ich mich gut erholen und Ener-
gie tanken. Wenn mich die
Shopping lust packt, findet man
mich in Bern oder Luzern. Aber
fürs «Lädele» bleibt leider defi-
nitiv zu wenig Zeit. 
Und Du, bist Du eine Shopping-
Queen?

A: Oh nein, definitiv nicht. Ein-
kaufstouren übernimmt mein
Mann. Dafür bin ich fürs Politi-
sche verantwortlich: die klassi-
sche Rollenverteilung . Nein,
Spass bei Seite: Ich bin sehr
froh, dass mein Mann mich so
toll unterstützt und neben sei-
nem eigenen Malerbetrieb auch
viel Zeit mit unserer Tochter ver-
bringt, vor allem wenn ich im
Parlament bin. Ich freue mich
jeweils, während den Sessio-
nen meine Fraktionskollegen zu
treffen. Besonders wir Berner
SVP-ler haben es sehr gut mit-
einander. Vor vier Jahren habe
ich mich sehr gefreut, dass mit
Dir zusätzlich eine junge  Berner
SVP-Frau gewählt wurde.

N: Oh ja, das kann ich bestäti-
gen. Wir Berner SVP-National-
räte sind wirklich ein tolles
Team. Ich war sehr froh, wurde
ich als Neue vor vier Jahren gut
aufgenommen und habe auch
von Dir gute Unterstützung er-
halten, damit ich mich schnell in
die Arbeiten im Parlament ein-
leben konnte.

A&N: Und wir freuen uns sehr
darauf, wenn wir ab Oktober
2015 unsere Arbeit im National-
rat weiterführen können und na-
türlich auf eine Verstärkung der
Berner SVP-Vertretung hier im
Bundeshaus.

Anne-Caroline
Graber, Grossrätin;
Béatrice Struchen,
Grossratspräsiden-
tin
A: Anne-Caroline Graber
B: Béatrice Struchen

A: Béatrice, kannst Du Dich un-
seren Leserinnen und Lesern
kurz vorstellen?

B: Geboren bin ich am 15. Mai
1961 in Genf, kam aber in jun-
gen Jahren nach Hermrigen, um
Deutsch zu lernen, wo ich mei-
nen zukünftigen Mann Ernst
kennen lernte – und gleich in der
Deutschschweiz blieb. Ich legte
die Prüfung der Hauswirt-
schaftsschule erfolgreich ab,
arbeite als Bäuerin und machte
berufsbegleitend die Handels-
schule, die ich mit dem Han-
delsdiplom abschloss. 1998,
als meine Tochter und mein
Sohn schon grösser waren,
stieg ich als Gemeinderätin in
die Politik ein, und 2002 wurde
ich in den Grossen Rat ge-
wählt… 

A: …den Du ja nun ein Jahr lang
als Grossratspräsidentin gelei-
tet hast!

B: Genau! Auch wenn ich nie
gedacht hätte, dass ich einmal
dieses Amt ausführen würde.
Aber nun zu Dir!
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Kandidatinnen ganz persönlich
A: Ich wohne in La Neuveville
am Bielersee, bin am 8. März
1976 geboren und bin 39 Jahre
alt. Ich verbrachte meine Ju-
gend auf einem Bauernhof.
Meine Eltern kauften Milch, Eier
und Poulet direkt von dem Bau-
ern, bei dem ich stundenlang
mit meiner Schwester spielte.
Nach meinem Studium, das ich
mit dem Titel Dr. der politischen
Wissenschaft und dem Diplom
des IUHEI von Genf abschloss,
unterrichte ich heute Recht und
Wirtschaft als Handelslehrerin
an der Ecole de commerce de
La Neuveville. Ich bin ledig.

B: Ich selber kann ja nach einem
hektischen Tag im Rathaus am
besten beim Velofahren wieder
die Batterien aufladen, und pa-
cke zudem gerne bei uns auf
dem Hof an, weil es mir Freude
macht, als Bäuerin die Natur
und die Jahreszeiten hautnah
zu erleben. Was sind Deine
Hobbys?

A: Ich jogge sehr regelmässig,
das heisst vier bis fünf Mal pro
Woche. Im Sommer und im
Herbst unternehme ich sehr
gerne lange Wanderungen im
Berner Oberland. Ende Oktober
schliesse ich die Saison der
Wanderungen fast immer mit
 einem Klassiker ab: Grindel-
wald First – Grosse Scheidegg
(Pausenkaffee mit Nussgipfel) –
Grindelwald. Die Bewunderung
schöner Panoramas und das
Fotografieren gehören auch zu
meinen Lieblingstätigkeiten in
meiner freien Zeit. Fast jedes
Quartal verbringe ich einige
 Tage in Ligurien, eine der
schönsten Gegenden der Welt.
Momente mit der Familie sind
mir auch sehr wichtig. 
Etwas, das bei mir oft in den
Hintergrund rückt, ist das
Shopping – ich habe leider nicht
viel Zeit dafür! Manchmal kaufe
ich Schmuck in Monterosso (Li-
gurien). Was die Kleider betrifft,
kaufe ich viel online. Regelmäs-
sig kaufe ich auch Gemüse und
Früchte aus dem Seeland in
 einem kleinen spezialisierten
Laden. Wie sieht dies bei Dir
aus?

B: (lacht) Da haben wir etwas
gemeinsam, denn mir fehlt die
Zeit fürs Shoppen auch… Wenn
ich einkaufe, dann mache ich

das ähnlich wie in der Politik:
schnell und zielstrebig. 

A: Dafür nehme ich mir mehr
Zeit fürs Reisen. Mein liebstes
Reiseziel sind ganz gewiss die
Cinque Terre in Ligurien, für
mich ein kleines Paradies und
mit dem Auto in 5 Stunden 30
Minuten erreichbar! Dort pflege
ich sehr gute Kontakte mit Leu-
ten von Riomaggiore, wandere
in einer traumhaften Land-
schaft, jogge, lese… und esse
sehr guten Fisch in einem idyl-
lischen Restaurant. Im Winter
ernähre ich auch wilde Katzen.
Wo zieht es Dich hin, wenn Du
in die Ferien fährst?

B: Am liebsten verbringe ich
meine Ferien im Haus meiner
Grosseltern in Savoyen, das
erstens voller schöner Erinne-
rungen ist und zweitens natür-
lich auch in einer wunderschö-
nen Landschaft steht. Wenn ich
aber mehr Freizeit hätte, dann
würde ich auch mal mit dem
Camper und Velo einfach drauf-
los fahren. Ich hätte dann auch
Gelegenheit, meinen grössten
Tick auszuleben: Ich sammle
nämlich Menukarten (lacht). 

A: Mein grösster Tick ist, dass
ich die Aktualität immer kom-
mentieren muss. Zudem hasse
ich die Staus auf den Autobah-
nen, esse Orangen während
den Pausen – was Du ja bei un-
seren Sitzungen der Kommissi-
on für Staatspolitik und Aussen-

beziehungen sicher auch schon
beobachtet hast – muss alles,
was schön ist, fotografieren.

B: Ja, die Orangengeschichte
ist mir auch schon aufgefallen…
Nun haben wir von unseren
Ticks gesprochen – was sind
denn Deine besten Eigenschaf-
ten? 

A: Ich habe viel Verständnis für
meine Mitmenschen (mit Aus-
nahme für Gewalttaten), führe
sehr gerne Gespräche mit ihnen
und handle auf Grund meiner
Überzeugungen ohne zu kalku-
lieren. Ich bin sicher ein sehr
 zugänglicher Mensch, der mit

allen sehr gerne redet. Dennoch
beschäftige ich mich gerne mit
grundsätzlichen Fragen. Meine
Dissertation über das Denken
des Schweizer Autors Denis de
Rougemont zeugt für diese Ei-
genschaft. 
Dich erlebe ich stets als fröhlich
und gelassen. Was sind für Dich
selbst deine besten Eigen-
schaften?

B: In aller Kürze würde ich sa-
gen, ich bin ein Optimist, aber
auch ein Realist. Zudem bin ich
begeisterungsfähig, kontakt-
freudig, belastbar und auch gut
im Organisieren.

A: Stimmt, das konnten wir alle
sehen während deinem Jahr als
Grossratspräsidentin. 

B: Ja, das ist mir sicher zugute-
gekommen…

A: Interessieren würde mich
noch, was Dein grösster Auf-
steller oder Dein grösstes
 Ärgernis ist. Mein grösstes Är-
gernis ist, dass unsere Gesell-
schaft das klar Böse zu wenig
verurteilt und dass unsere Ge-
richte es zu wenig bestrafen!

B: Ich spreche lieber von mei-
nem grössten Aufsteller – hier
drückt wohl wieder der Optimist
durch… meine grösste Freude
sind meine Kinder und der Zu-
sammenhalt in der Familie. 

A: Sprechen wir zum Schluss
noch über unsere Lieblingsbü-
cher, auch wenn bei Dir wie
auch bei mir wohl die Zeit zum
Lesen manchmal knapp sein
dürfte. Mein Lieblingsbuch ist
die Bibel, weil sie die Wahrheit
enthält und die menschliche
Natur so genau beschreibt!
Manchmal klingt sie auch wie
ein echter Roman! Mir gefallen
auch liberale Autoren wie Alexis
de Tocqueville, Benjamin Con-
stant und Montesquieu. Die
Biografien gehören auch zu
meinen Lieblingslektüren. Was
ist Dein Lieblingsbuch?

B: Sehr spannend finde ich «La
Terre» von Emile Zola. Mich hat
selten ein Buch so beeindruckt. 
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Die behördenverbindliche
Regionalplanung bringt
massive Einschränkungen
für den Einzelbürger sowie
für Gewerbe und Landwirt-
schaft. Die Stossrichtung
der SVP für die Verteidi-
gung der Freiheiten des
Einzelnen und der Kampf
für die Handlungsspielräu-
me von Gewerbe und
Landwirtschaft werden
dadurch umso wichtiger.
Je mehr wir die Kompeten-
zen von der Gemeinde zum
Kanton und weiter zum
Bund verschieben, umso
mehr Freiheit, Entscheid-
und Mitsprachekompe-
tenz verliert der Einzelbür-
ger.

Der Regierungsrat des
 Kantons Bern hat kürzlich
angekündigt, dass den Ge-
meinden die Kompetenz ent-
zogen werden soll, ihre
 eigene Ortsplanung zu be-
schliessen. Die Ortsplanun-
gen sollen den Regionalkon-
ferenzen übertragen werden.
Die Mehrwertabschöpfun-
gen würden nach regierungs-
rätlichen Plänen an den
 Kanton fliessen.

Verlust der Freiheiten
Die Regionalkonferenz Bern-
Mittelland hat ebenfalls
schon reagiert und das be-
hördenverbindliche «Regio-

nale Gesamtverkehrs- und
Siedlungskonzept» in die
Vernehmlassung geschickt,
mit folgenden Eckpunkten:
Dezentrale Gemeinden der
Region Bern können sich zu-
künftig nur noch minimal ent-
wickeln. Der motorisierte In-
dividualverkehr wird immer
mehr eingeschränkt und be-
kommt künftig kaum noch
Zugang zur Innenstadt Bern.
In den Erholungszonen auf
dem Land werden die Spiel-
räume für die landwirtschaft-
lichen Betriebe weiter einge-
engt.
Soweit die Fakten und die
derzeitige Situation. Nach
einem Aufschrei aus der Be-
völkerung hat der Regie-
rungsrat seine Pläne zum
Teil wieder schubladisiert.
Trotzdem ist die Stossrich-
tung klar: Der Einzelbürger
verliert nach und nach seine
Freiheiten. Die zusätzlichen
Massnahmen engen das
Gewerbe und die Landwirt-
schaft in zunehmendem
Masse ein und die Eigen-
tumsrechte werden be-
schnitten.

Föderalismus gefährdet
Auf einen einfachen Nenner
gebracht, heisst das, unser
Föderalismus ist massiv in
Gefahr. Dies obwohl sich der
Schweizer Föderalismus mit
den drei Ebenen Bund, Kan-
ton und Gemeinden als äus-
serst erfolgreich erweist. So
gesehen ist die zwischen
Gemeinden und Kanton
mancherorts eingeschaltete
Regionalkonferenz eine vier-
te Ebene. Diese Regional-
konferenzen sind nicht über-
all im Kanton Bern etabliert,
was zeigt, dass es ohne die-
se zusätzliche Stufe durch-
aus auch geht. Wer aber ist
interessiert an solchen Kon-
strukten? Zum Beispiel die
Stadt Bern, welche ihre Kos-
ten für die Kultureinrichtun-
gen von möglichst vielen
Gemeinden mitbezahlt ha-
ben will. So gesehen sind
auch die Bestrebungen von

«Bern neu gründen» – eine
Grossfusion der angrenzen-
den Agglomerationsge-
meinden mit der Stadt –
durchsichtig darauf ange-
legt, den städtischen Macht-
einfluss zu vergrössern. 

Zentralistische Einfluss-
nahme
Sowohl die Wegnahme der
Ortsplanungen von den
 Gemeinden als auch die
 Aktivitäten zum Zusammen-
schluss aller Agglomerati-
onsgemeinden zu Gross-
bern sind vom gleichen
 Absender, den linksgrünen
Parteien, orchestriert. Sie
sind daran interessiert, zu
zentralisieren und von oben
hoheitlich Einfluss zu neh-
men auf das Eigentum der
Bürgerinnen und Bürger.
Nicht mehr Herr und Frau
Berner sollen entscheiden
können, ob und was auf ih-
rem Land gebaut werden
soll, sondern ein den linken
Anliegen nahestehendes
Planungsgremium der Re-
gionalkonferenz, das dann
schlussendlich auch den
Entscheid fällt. Die Rechte
des einzelnen Grundeigen-
tümers werden damit ausge-
hebelt. 

Regionalkonferenz: Raumplanung auf dem Buckel der
Einzelbürger und von Gewerbe und Landwirtschaft

Lars Guggisberg, Grossrat,
Kirchlindach

Anonymität und 
Mehrkosten
Je länger je mehr werden je
nach Sachgebiet Entschei-
de in der Schweiz von unten
nach oben verschoben –
vom Bürger zur Gemeinde,
weiter zur Regionalkonfe-
renz, zum Kanton und
schliesslich zum Bund. Dass
dabei immer ein Stück Föde-
ralismus verloren geht, ist
klar. Von linksgrünen Partei-
en wird dies geschickt geför-
dert mit den Argumenten
«Professionalisierung und
Kostenoptimierung». Späte-
re Faktenchecks ergeben
dann in den meisten Fällen
nebst mehr Anonymität
auch erhebliche Mehrkos-
ten. Zentralisierungsbestre-
bungen führen auch dazu,
dass sich immer mehr Bür-
ger durch die eingeschränk-
te Mitsprache von der Politik
abwenden und Beschäfti-
gungen zuwenden, bei wel-
chen sie ihre Betroffenheit
noch ausleben können. Da-
bei geht es der linksgrünen
Seite um mehr Macht und
um die Verteilung von Geld,
das nicht von ihr stammt.

Zur Verteidigung des Föde-
ralismus und der Gemein-
deautonomie ist diesen un-
haltbaren Entwicklungen
entschieden entgegenzu-
treten!

Lars Guggisberg
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La présidence du Grand
Conseil n’a jamais été pour
moi un but ou un rêve. Quand
notre chef de fraction, Peter
Brand, m’a fait comprendre
que je devais endosser cette
présidence j’ai tout d’abord
refusé. Je me voyais mal
 demander à mon village d’or-
ganiser une fête en mon
«  honneur  », j’étais aussi
consciente de la responsabi-
lité que cette fonction incom-
bait et surtout qu’«une main
de fer dans un gant de ve-
lours » était de mise pour di-
riger les débats au Grand
Conseil. 
Finalement j’ai ressenti un
soutien sans failles de la
fraction et donc j’ai accepté
ce défi sans imaginer ce que
provoquerai mon élection
dans les médias suisse ro-
mande. Beaucoup de journa-
listes ont été étonné qu’une
femme ayant fait ces écoles
à Genève, donc francopho-
ne, devienne la présidente du
Grand Conseil bernois et de
plus soit UDC. 

Un des grands défis de mon
année présidentielle a été de
mettre en œuvre la nouvelle
loi sur le droit parlementaire.
Ce travail m’a particulière-
ment plu et je suis persuadée

que nous avons réussi à met-
tre en pratique avec justesse
et doigté ce que les parle-
mentaires avaient voté lors
de la révision de cette loi.
Plus d’efficacité mais surtout
le renforcement des compé-
tences du parlement vis à vis
du Conseil exécutif sont sans
aucun doute les points capi-
taux de cette révision. 

Durant cette année présiden-
tielle j’ai pu assister à de mer-
veilleux concerts ainsi qu’à
des manifestations sportives
en tout genre, aussi de sports
parfois méconnus comme
les mondiaux des bûcherons
à Brienz (WM Brienzer Holz-
fällertage) ou les mondiaux
d’escrime. 

Je savais que beaucoup de
traditions étaient vécues de-
puis des générations, mais
jamais j’aurai pensé qu’au-
tant de gildes, confréries etc.
existent dans le canton de
Berne et s’engagent d’une
manière ou d’une autre pour
notre société. Ici à toutes et
à tous encore un grand merci
pour votre engagement. 
Représenter le canton lors
des diverses fêtes nationales
organisées par les ambassa-
des présentes à Berne était
aussi dans mon cahier des
charges. 

Pour moi il était important
pendant mon année prési-
dentielle de présenter notre
canton positivement, de
montrer que nous pouvons
être fiers de notre canton.
Canton bilingue, riche en tra-
ditions, en cultures, mais
aussi en entreprises novatri-
ces qui croient en l’avenir. 

Béatrice Struchen, 
Grossratspräsidentin

2014 – 2015

Une présidence riche en rencontres !

Ein Highlight: Der Neujahrsempfang
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Hier könnte Ihr Inserat stehen!
Mit dem «Berner Journal» erreichen Sie weit über 

15’000 Leserinnen und Leser – und das bereits ab sFr. 120.– !
Interessiert?

Melden Sie sich bei
SVP Kanton Bern, Optingenstrasse 1, Postfach 448

3000 Bern 25, 031 336 16 26, sekretariat@svp-bern.ch

 

 

 

K.Dysli AG, Reisen und Transporte 
Tel: 031 / 991 55 44  www.dysli-bern.ch 

Vom 13-Plätzer Minibus bis zum 70-Plätzer Komfortcar 
 

• Rundreisen 
• Konzertfahrten 
• Gruppenreisen 

• Oldtimer-Carfahrten 
• In- und Auslandfahrten 

• Vereins- und Firmenausflüg 
  

 

Zentralisierungsstopp-Initiative jetzt unterschreiben!

Bitte unterschriebenen Bogen sofort zurückschicken

Zentralisierung 
stoppen –
Gemeinden 
stärken!
Die Zentralisierungsstopp-Initiative will …
… die Gemeinden stärken und die Regionen

 fördern,
… eine bürgernahe und lösungsorientierte

 Verwaltungstätigkeit schaffen,

… eine Stärkung der politischen Mitsprache der
Bürgerinnen und Bürger,

… eine dezentrale Infrastruktur sicherstellen.

Räume zu vermieten!
Am Sitz des Parteisekretariats an der 

Optingenstrasse 1 in Bern sind zwei bis drei
Räume frei geworden.

Die Liegenschaft befindet sich an zentraler
Lage in Bern, gleich hinter dem Kursaal, und

ist mit ÖV sehr gut erschlossen. 

Die Räume sind im 2. Obergeschoss des
historischen Gebäudes. 

Ausser dem Parteisekretariat befindet sich in
der Liegenschaft noch das 

Spiraldynamik Med Center Bern.

Haben wir Ihr Interesse geweckt? 
Für eine unverbindliche Besichtigung stehen

wir Ihnen gerne zur Verfügung.

SVP Kanton Bern, Optingenstrasse 1, 
Postfach 448, 3000 Bern 25,

031 336 16 26, sekretariat@svp-bern.ch
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Albert Rösti, Nationalrat und 
Ständeratskandidat, präsentiert 
in den Berner Wahlkreisen seine 
«Vorstellung einer sicheren 
und freien Schweiz».

Lernen Sie ihn und die Nationalrats-
kandidaten der SVP persönlich kennen.
 

Verbringen Sie einen Anlass mit 
offeriertem Imbiss, musikalischer 
Unterhaltung und Schlusswort des 
Parteipräsidenten, Werner Salzmann.

Die Anlässe fi nden wie folgt statt:

12. Mai,  20.00 Thun, Thun Expo Alte Reithalle

13.  Mai,  20.00 Walkringen, Bären

18.  Mai,  20.00 Muri /Gümligen, Mattenhofsaal

27.  Mai,  20.00 Bätterkinden, Industriestrasse 7

28.  Mai,  20.00 Lenk, KUSPO

29.  Mai,  20.00 Bern, Rathausplatz Rest. Rathaus

30.  Mai,  20.00 Langenthal, Gastro Elemänt

02.  Juni,  20.00 Meiringen, Rest. Aareschlucht

03.  Juni,  20.00 Emmenmatt, Schüpbachstr. 14

06.  Juni,  11.00 Schüpfen, Kirchgemeindehaus Hofmatt

12.  Juni,  20.00 Matten b.I., Mattenhof Resort

19.  Juni,  19.00 Corgémont, salle de spectacles

EINLADUNG ZU 

«RÖSTI MIT RÖSTI»
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